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-«- Der Fall Domela
Von Zeit zu Zeit sorgt das Geschick dafür , daß auch

die ernstesten Menschen etwas zu lachen bekommen:
irgendeine Affäre voll zwingender Komik dringt in die
Öffentlichkeit , und man lacht ein paar Minuten lang
aus vollstem Herzen ; denn man erblickt eine Satire , wie
sie eben nur vom Leben selbst geschrieben werden kann.Eine solche Affäre ist der Fall Domela.

Domela, ein Flüchtling aus dem Baltenland , ein
Staatenloser , hat Wochen - und wochenlang mit glän¬
zendem Erfolge die Rolle des Prinzen Wilhelm von
Preußen , des ältesten Sohnes des Exkronprmzeu , ge¬
spielt und sich damit herrliche Stunden und Tage ver¬
schafft. Er ist jetzt in Köln wegen der damit verbun¬
denen Betrügereien zu 7 Monaten Gefängnis verurteilt
worden. Ihre Bedeutung empfing die Gerichtsverhand¬
lung aber nicht durch das juristische Moment , auch nichteinmal durch die Person des Angeklagten selbst, sondern
durch die Schlaglichter, die mit den Aussagen des Ange¬
klagten und der Zeugen auf die Geistesverfassung gewisser
Schichten unseres Volkes fielen. Warum der Gerichts¬
hof sich so sehr bemüht hat . jegliche „Sensation " aus¬
zuschalten , ist nicht recht klar. Zunächst war das ja von
vornherein ein aussichtsloses Beginnen , da bei der
Öffentlichkeit der Verhandlung über alle Angaben des
Angeklagten berichtet werden konnte. Und zweitens
bandelt es sich bei dem Interesse , das man dem ganzen
Fall entgegenbringt , in erster Linie gar nicht um Sen¬
sation , sondern um das Bestreben, die lakaienhafte Be¬
schränktheit gewisser Kreise zu kennzeichnen und sie
durch eine derartige Kennzeichnung von ihrem Charak¬
ter - und Jntelligenzmanko zu heilen.

Festzuhalten bleibt die Tatsache, daß es doch immer¬
hin nur ganz bestimmte Kreise gewesen sind , die auf das
Betrugsmanöver Danielas hereinfielen , bestimmte
Kreise, denen schon um ihres Berufs willen oder aus
Tradition ein starkes Maß von Servilität Prinzen ge¬
genüber anerzogen ist . Wenn also ein Teil der deut¬
schen Presse den Fall Domela verallgemeinert und so
tut , als ob eigentlich das ganze deutsche Volk von jenem
Geist der Servilität erfüllt sei , dann ist das nicht be¬
rechtigt. Denn die erdrückende Mehrheit unseres Volkes
ist wohl ein für allemal von der Anbetung der Prinzen¬
herrlichkeit befreit.

Man darf überhaupt nicht außer acht lassen , daß schon
die örtliche Atmosphäre, innerhalb deren Domela sein
amüsantes Spiel trieb , für derartige Betrugsmannöver
besonders geeignet war . Es war ja das Feudalkorps
der Saxoborusien , welches Domela in Heidelberg auf¬
suchte, und es waren die in ihren „höheren" Schichten
streng deutschnationalen Städte Erfurt und Gotha , in
denen Domela als Prinz Wilhelm von Preußen gastierte.
In Berlin aber war es das Hotel des märkischen Adels,
der „Habsburger Hof", in welchem Domela sein Schau¬
spielertalent betätigte . Gewiß gibt es in jeder Stadt ,
und zwar auch bei uns im Süden , noch immer Leute
genug , die einen Menschen nur deshalb behofen und
vedienern , weil er einen sozusagen erlauchten Namen
trägt . Aber wir glauben nicht , das Domela etwa in
einer größeren badischen Stadt , in einem größeren ba¬
dischen Hotel, so lange die Prinzenrolle hätte spielen
können, wie in Gotha.

Besonders bezeichnend sind zwei Tatsachen : erstens,
daß Domela die Rolle eines Prinzen von Preußen von
seinen dummen Mitmenschen geradezu anfgedrängt wor¬
ben ist, und zweitens, daß er überhaupt erst dann auf
die Idee , sich einen adligen Namen zuzulegen, gekom¬
men ist , nachdem er immer wieder und wieder erleben
mutzte , daß die Baltenhilfe in Berlin nur Adlige beach¬tete , und daß überhaupt auch sonst so manche Leute , dieihn erst als Bürgerlichen abgewimmelt hatten , viel zu-
ganglrcher wurden , sowie er sich als Baron oder Fürstoder Prinz präsentierte . Es sind das Tatsachen, dierein menschlich ein wenig für den Angeklagten sprechen ,wenn sie ihn auch an sich nicht entlasten können.Die Einzelheiten des Prozesse» sind so interessant,daß sie kurz sestgehalten zu werden verdienen . Vielleichtwird dadurch doch noch der eine oder andere Volks¬
genosse von seiner Beschränktheit kuriert . Also : In Er¬
furt und in Gotha wird Domela , nachdem sich das Ge¬
rücht verbreitet hat . er sei der inkognito reisend« Prinz
Wilhelm von Preußen , „mit einer überraschenden Unter -
würfigkeit behandelt". Sobald „er in der Hotelhalle
sitzt und sich eine Zigarette anzünden will , stürzt das
Personal scharenweise hinzu, um ihm Feuer anzubieten ."

Als er versucht, sich seiner Rolle zu entwinden , wird
ihm von dem einen Hoteldirektor gesagt: „Das ist schönvon Ihnen , daß Sie das Inkognito Seiner kaiserliche«
Majestät so wahren, aber ein Erfurter Polizeikom¬
missar ( I) hat der Hotelleitung mitgeteilt , daß bei uns
der Prinz Wilhelm von Preußen , der Sohn unseres ( ! )
Kronprinzen wohnt. " Der Hausknecht, der es mor¬
gens feststellt, daß im Zigarettenetui keine Zigaretten
mehr sind, legt ihm von fich aus einige hinein und gibt
sie ihm mit dem Bemerken : „Kaiserliche Hoheit werden
sicherlich eine Zigarette vermissen .

" Denn der Haus¬
knecht kannte genau die Gewohnheit Seiner Königlichen
Hoheit, schon morgens im Bett eine Zigarette zu rau¬
chen. Geradezu grotesk wird die Szene , wenn der Hotel¬
direktor des „Habsburger Hofs" in Berlin mit vor Er¬
griffenheit zitternder Stimme den Hochstapler bittet .

AttSiudenbuesS
80 .Geburtstag !
Das Deutsche Volk rüstet fich , dem
Reichspräsidenten Paul v.Hindenbnrg
anläßlich des 80. Geburtstages seine
Verehrung zu bezeugen. Nach Be¬
schluß derReichsregieruug und der Re¬
gierungen der Länder wird aus diesem
Anlaß eine Sammlung veranstaltet ,deren Ertrag dem Herrn Retchspräfi -
denten als

Kindeuburg Spende
an seinem Geburtstag überreicht wer¬
den und den Kriegsopfern zugute kom¬
men soll.
Auch dem Badischen Volk ist hierdurch
Gelegenheit geboten, durch Beteili¬
gung an derSpende dem HerrnReichs -
präsideuten in würdiger Form seine
Hochachtung und Verehrung knndzu -
geben.

ge».
Dr . h. c. Trunk, Dr . h . c. Remmele ,Leer- , Dr . Schmitt, Dr . h. c. Marum ,

Weißhaupt

sich gleich hinter dem Reichskanzler Dr. Marx als PrinzWilhelm von Preußen in das goldene Buch des Hotels
einzutrage«. Und Domela tut das natürlich auch . AlsDomela von Berlin wieder nach Erfurt zurückfährt,will man ihm ein reserviertes Coupe erster Klasse zurVerfügung stellen . Über das Verhalten des Direktorsdes Gothaer Hotels sagt Domela selbst, „so etwas von
Kriecherei fei ihm noch nicht vorgekommen ". Als er voneinem Ausflug wieder nach Gotha zurückkommt , ist die
Hotelhalle von Menschen gefüllt, die Kapelle spielt den
Hohenfrirdberge» Marsch, und der Intendant de» Thea¬ters kommt zu ihm, um ihm die Hofloge zur Verfügung
zu stellen . Domela besucht ein Fest des Deutschen Bun¬des. Dort entwickelt sich »ein derartiges Theater , daß
eS ihm direkt unmöglich iss, e» zu schildern "

. DaS Hotelin Gotha nimmt während seiner Anwesenheit einen ge¬
radezu glänzenden Auflchwung . Vom Oberlandesforst¬
meister erhält er ohne jede Veranlassung Jagdausweise
ausgestellt. Auch der Oberbürgermeister von Gotha er¬
scheint bet ihm, um ihm seine Verehrung zu bezeugen.Domela besucht den ReichSwehrkommandeur in Gothaund den in Weimar, um zu erwirken, daß diese der
Presse allerstrengsten» verbieten, irgendwelche Artikelüber ihn zu bringen. Die beiden Kommandeure sagenauch prompt Erfüllung dieser Bitte "zu. Der Oberst in !

Gotha empfängt ihn im Beisein seines Adjutanten mitsämtlichen Orden an der Brust . Kommerzienrat Kossen¬haschen ist auch heute noch der Meinung , daß „Domeladen Geflchtsausdruck eines echten Hohenzollern habe" .Wenn der Herr Kommerzienrat wirklich ein Freund derHohenzollern wäre, hüte er das lieber nicht sagen sollen .-Denn diese Ähnlichkeit ist ja nicht gerade angenehm»Das sind so markante Einzelheiten aus dem Prozeß .Sie schreien förmlich nach dem Komödiendichter . Etwasernster wird die Angelegenheit höchstens da, wo festge¬stellt werden muß, daß Beamte und Offiziere ganzoffenkundig ihre Befugnisse überschritten haben. Aberes hat eigentlich keinen Zweck , diese Dinge näher zuuntersuchen. Der Fluch der Lächerlichkeit genügt !

Kei« Ettnsprnch Preußens gegen das ZollgesehWie das „Berliner Tageblatt "
erfährt , hat sich das preu¬ßische Staatsmtnisterinm in einer Kabinettsitzung mit derZollvorlage und ihrer Behandlung im Reichsrate am Don¬nerstag beschäftigt und beschlossen, von einem Einspruch ge¬gen die Zollvorlage abzusehen . Die preußische Staatsregie -rung ist dabei von folgenden Erwägungen ausgegangen :Inzwischen ist bekannt geworden , daß die bayerische Staats¬regierung sür die Zollvorlage stimmen wird . Die bayerischenVertreter haben seinerzeit , als die Zollvorlage den Reichs ,rat zuerst beschäftigte , mit ihren 11 Stimmen aus taktiscl>enGründen gegen dae Vorlage gestimmt . Daher ist es fraglich ,ob eine Mehrheit gegen dieses Gesetz zustande kommt . Dazukommt noch, daß die Reichsregierung im Falle eines Ein¬spruches vermutlich die Angelegenheit nicht noch einmal demReichstage vorlegen würde . Sie würde vielmehr die auto¬nomen Zölle , die im Sommer 1925 beschlossen und inzwi¬schen teilweise ermäßigt worden sind, am 31 . Juli in alterHöhe in Kraft treten lassen und damit wäre handelspolitischein noch ungünstigerer Zustand als jetzt geschossen.

Bandcrvelde über vie Politik von LocarnoIn der belgischen Kammer hielt der Minister für auswär -tige Angelegenheiten . Vandervelde , bei Beratung des Budgetsseines Ministeriums eine Rede , in der er die Politik vonLocarno behandelte , deren Ergebnisse , wie er sagte , unbe -streitbar sind . Vandervelde gab ferner seiner großen Ge -nugtuung darüber Ausdruck , daß Streseman » in Oslo er¬klärte , eS gebe in Deutschland keinen verantwortlichen Men¬schen, der weder im Westen noch im Osten an einen Revanchr -krieg denke . Aber es gibt , so führte Vandervelde weiter aus ,noch sehr viele Meinungsverschiedenheiten über die Auf¬fassung des Friedens . Man wird diesen Meinungsverschieden¬heiten z. B . bewußt , wenn man die Sprache PoincaröS mitderjenigen Stresemanns vergleicht , oder wenn man die be¬trächtliche Ungeduld eines Teiles der össentlichen Meinungin Belgien und Deutschland in bezug auf eine Reihe vonDeutschland gestellter Forderungen betrachtet , die diesesLand als unabweisbare Wiedergutmachungen ansieht , wäh¬rend andere darin übermäßige Zugeständnisse oder minde¬stens voreilige Zugeständnisse erblicken. Man muß hoffen ,oatz der Geist von Locarno schließlich über die noch nicht ge¬lösten Schwierigkeiten triumphieren wird . Belgien habe deilWunsch , gegenüber Deutschland eine Politik der Gerechitigkeit und Versöhnlichkeit durchgeführt zu sehen . Es istüberdies überzeugt , daß eS keinen wirklichen Frieden inEuropa geben wird , bis zu dem Tage , wo nach den notwen¬digen Wiedergutmachungen die Unterscheidung zwischen sieg,reiche » und besiegten Völkern endgültig anfgegeben sein wirdAber dies ist auch Grund genug dafür , daß man auch de«anderen Seite dieselbe Gerechtigkeit widerfahren läßt unddaß eine Schuld , die im Grundsatz weder bestritten noch be¬streitbar ist , nicht dansrnd angefachten wird .
Da » Wirtschaftskomitee des Völkerbundes trat am Dien ?,tag zu einer außerordentlichen Tagung zusammen zur Be¬ratung darüber , welche Folge den Resolutionen der Welt¬wirtschaftskonferenz hinsichtlich der Zolltarife und insbeson -dere hinsichtlich der Ausarbeitung einer einheitlichen Nomen¬klatur zu geben fei . v . Trenbelenburg , Deutschland , erklärte ,die deutsche Regierung plane unabhängige Maßnahmen zurVerwirklichung der Resolutionen der Weltwirtschaftskon¬ferenz . Sie habe den Wunsch , die Resolutionen der Kon¬ferenz rasch verwirklicht zu sehen , v. Trendelenburg bean -tragt «, das Komitee möge folgende drei Fragenkomplexeprüfen : 1 . Aufhebung oder Herabsetzung der Zollschrankendurch autonome Maßnahmen , 2. Untersuchungen über das inKrass stehende Tarissvstem . ihre Vorteile und Nachteile ,3 . Vereinheitlichung der Nomenklatur der Zolltarife . Nacheinem Meinungsaustausch über das eiuzuschlagende Verfah¬ren stimmte das Komitee den Vorschlägen von Trendelenburgzu und begann mit der Prüfung der ersten Fragengrupve .Die französische Kammer hat das vom Senat angenommeneGesetz über die Regulierung drr Rhringefülle bei Kembs

ohne Debatte genehmigt . In der Kammer wurde ferner einevon Renaudel vorgelegte Entschließung , in der die Regierung
aufgefordert wird , die Verabschiedung des Gesetzentwurfesüber das Frauenstimmrecht bei den Munizipalwahlen durchden Senat zu beschleunigen , angenommen , nachdem Poincarserklärt hatte , daß die Regierung sich diesen Antrag zu eigenmache und ihn vor dem Senat unterstützen werde . Auf An¬trag Poincaräs und des Vorsitzenden des Finanzausschussesder Kammer wurde sodann ohne Debatte beschlossen , die Be¬
ratung des Gesetzentwurfes über die Bereitstellung von Kre¬diten für die Erhöhung der Gehälter und Pensionen aus dt
Tagesordnung der morgigen VormittagSsitzung zu setzen.



Bundestag des irercbsbundes der Zivil*
dienstberecbtigten in Bröln

Vom 23. bis 26. Juni tagte in der rheinischen Metropole
die jährliche Hauptversammlung des Reichsbundes der Zivil-
Lienstbcrechtigten . Über ISO Vertreter der 25 Verbände mit
860 Vereinen , in denen rund 126 806 Mitglieder organisiert
sind, waren aus alle » Teilen Deutschlands zusammengekom¬
men. Als die Willensmeinung der dreitägigen Verband»,
lung konnte man die große öffentliche Kundgebung anO°
Sonntag , den 26 ., die im großen Festsaale des Gürzenichs
stattfand , ansehen. In 3 Referaten verbreiteten sich die Red¬
ner über die Zivilversorgung und ihre allgemeine Bedeutung,
über das , was die Versorgungsanwärter von der kommenden
Besoldungsreform erwarten und über das Versorgungsrecht
der Berufssoldaten . Die zahlreich anwesenden ' Vertreter der
Reichsminsterien und der Parlamente stimmten den Grund¬
zügen der Vorträge zu und betonten auch ihrerseits die
Wichtigkeit und Notwendigkeit einer Zivilversorgung . In den
beiden einleitenden Sätzen der nachfolgenden Entschließung
wurde das Problem der Zivilversorgung scharf Umrissen und
in den nachfolgenden 5 Punkten , die sich aus den Feststel¬
lungen über die Zivilversorgung ergebenden Forderungen
aufgestellt. '

Die Entschließung lautet :
Zivilversorgung bedeutet die Erfüllung der vom Deut -

S n Reich und den Ländern übernommenen Pflicht, den
ensunterhalt der zum Schutze des Vaterlandes im Waf¬

fendienst tätigen Personen nach Ablauf ihrer Dienstverpflich¬
tungen durch anderweite Beschäftigung im öffentlichen
Dienst sicherzustellen .

Ohne Zivilversorgung ist die Aufrechterhaltung einer zu¬
verlässigen Wehrmacht und Schutzpolizei und somit die ru¬
hige Entwickelung eines geordneten Staatswesens nicht mög¬
lich.

Der Bundestag stellt mit Bedauern fest, daß noch viele tau¬
sende Versorgungsanwärter seit Jahren auf ihre Einberu¬
fung in den Beamtendienst warten .

Zur Sicherung der Zivilversorgung und zur Abstellung
vorhandener Mängel sind folgende Maßnahmen erforderlich:

1 . Die zur Regelung der Zivilversorgung erlassenen Be¬
stimmungen müssen mit Gesetzeskraft einen Anspruch auf
Anstellung im öffentlichen Menst nach Maßgabe der
nachgewiesenen Fähigkeiten gewährleisten. Verletzungen
der Anstellungsgrundsätze müssen unterbunden werden.

2. Im Hinblick auf die in den nächsten Jahren zu erwar¬
tende erhöhte Zahl jährlich ausscheidender Versorgungs¬
anwärter müssen die aus den ^Vorjahren noch auf An¬
stellung wartenden zahlreichen Versorgungsanwärter be-

rt werden, etwa noch bestehende Ein¬
sofortiger Wirkung aufzu -schleunigt einberufen

berufungssperren sind mit
heben .

Auch sind beim Freiwerden von Beamtenstellen über
den vorgeschriebenenStellenvorbehalt hinaus diefe Stellen
solange mit Versorgungsanwärtern zu besetzen, als für
den Beamtendienst geeigneten Anwärter vorhanden sind.

8. Die Anerkennung der Militärdienstzeit als Staats - und
Ruhegehaltsdienstzeit erfordert auch entsprechende Be¬
wertung bei jeder Beschäftigung im öffentlichen Dienst
(bei Anstellung, Besoldung, Beförderung usw.s .

4. Die versorgungsrechtlichen Bestimmungen für ausge¬
schiedene Angehörige der Wehrmacht und Schutzpolizei
müssen nach folgenden Grundsätzen umgestaltet werden :
s ) nach 10 jähriger Dienstzeit besteht ein Anspruch auf

Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung nach den
Grundsätzen wie für Offiziere und Beamte,

b) vom Ausscheiden aus dem Militär - oder Polizcidenst
bis zur Anstellung in den Beamtendienst besteht An¬
spruch auf Wartegeld und Hinterbliebenenversorgung ,

c ) durch entsprechende Änderung der . Regelungsbestim¬
mungen ist dafür Sorge zu tragen , daß nach Anstel¬
lung im öffentlichen Dienst die Gesamtbezüge minde¬
stens das letzte Militär - oder Polizeidiensteinkommen
erreichen,

6 ) die auf Grund älterer Versorgungsgesetze bestehenden
Ansprüche auf Rentenversorgung und Zulagen sind
als wohlerworbene Rechte wieder zahlbar zu machen .

5 . Außerdem fordert der Bundestag in Übereinstimmung
mit den Spitzenverbänden der Beamtenschaft eine so¬
fortige Reform des Besoldungsgesetzes von 1920 mit dem
Ziel :
s) sofortige ausreichende Erhöhung der Besoldungsbezuge,

besonders für die unteren und mittleren Gruppen ,
d) Abschaffung des Mätariats ,
e) Beseitigung der im Jahre 1920 vielen Beamtengrup¬

pe» widerfahrenen , ungerechten Einstufungen ,
6) Aufhebung der Schlüsselungsgrundsätze und Schaf¬

fung ausreichender Beförderungsmöglichkeiten,
e) Zulassung aller Beamten zur Sonderprüfung , soweit

sie nach den früheren Bestimmungen für den mittleren
Dienst vorgemerkt waren oder die Äufstiegmöglichkeit
dafür hatten,

f) Beseitigung der Härten bez . der Warte - und Ruhe¬
standsbeamten.

Unterstützung des Kabinets Pjoincars durch die Radikalen.
Die radikale Kammerfraktion pat in einer Sitzung nach
einem Bericht des Vorsitzenden des Finanzausschusses der .
Kammer , des Abg . Malvy, eine Entschließung angenommen,
in der zum Ausdruck kommt , daß die Fraktion nach aller Be¬
rücksichtigung der Wünsche der Beamten und Pensionäre keine
Regelung verantworten könnte , durch die das Budget-
Gleichgewicht und die Finanzsanierung des Landes gefährdet
würden . Ans dieser Entschließung und aus der vorausge¬
gangene» Diskussion ergibt sich, daß mehr als % der radi¬
kalen Fraktion für die von der Regierung in der Frage der
Gehaltsaufbesserung gemachten Vorschläge eintrete und be¬
müht sind , das Kabinett in dieser Frage zu unterstützen. Da -
mit ist die Möglichkeit einer Kabinettskrise aller Voraussicht
nach ausgeschaltet.

Die einsichtige „Westminstcr Gazette". Die „ Westminster
Gazette " führt in einem „Abrüstung und Evakuierung " über -
schriebeuen Leitauffatz aus : Während die Situation an der
Abrüstungskonferenz zur See noch immer sehr gespannt ist,
ist es ermutigend , daß Deutschland die durch den Versailler
Vertrag vorgeschriebene Abrüstung beendet hat . Dies , so
fährt das Blatt fort , hat natürlich eine unmittelbare Bedeu¬
tung für die anderen Mächte , die finden , daß es schwierig ist,
die Rüstungen zu vermindern . Diese Frage wirft , so schließt
der Artikel, auch das Problem der Evakuierung auf .

Inbetriebnahme der Eisenbahnlinie Tanger —Fez. Wie
Havas aus Tanger meldet, sind die Probefahrten auf der
neuen Eisenbahnlinie Tanger —Fez günstig verlaufen , so
daß die Aufnahme des Personenverkehrs für die nächste Wo¬
che geplant ist . Man erwartet von dieser Bahnlinie eine
beträchtliche Förderung der wirtschaftlichen Erschließung
Rordmarokkos.

über die Senatswahlen in Rumänien wird folgendes Er¬
gebnis bekannt : Von 115 Sitzen entfallen auf die Regie¬
rungsparteien 96, nationale Bauernpartei 17 und die Min¬
derheiten zwei Sitze. Ausschließlich im Wahlkreise Sieben -
bürgen hatte die Opposition einen Erfolg zu verzeichnen.
Das Parlament wurde auf den 17 . Juli rinberufen .

politische Neuigkeiten
Die deutfch franzSfffchen Wirtschafts .

Verhandlungen
Havas bestätigt die Nachricht , daß die Besprechungen der

deutschen und französischen Wirtschaftsdelegation über den Ab¬
schluß eines zwölfmonatigen Handelsprovisoriums aktiv fort¬
gesetzt werden und daß beide Delegationen von dem Wunsche
beseelt sind , ihre Arbeiten rechtzeitig zu beenden, so daß daS
Abkommen dem Parlament vor den Ferien unterbreitet wer¬
den kann. — Wie hierzu weiter gemeldet wird, soll Handels¬
minister Bokanowski die Absicht haben, aus der Zolltarif¬
novelle die wichtigsten Positionen herauszunehmen , um sie
in einem Sondergesetz von Kammer und Senat genehmigen
zu lasten. Darauf werde Bokanowski in die Lage versetzt
werden, die französisch - deutschen Wirtschaftsverhandlungen
weiter zu verfolgen und zu Ergebnissen zu führen . Inner¬
halb der französischen Regierung wird auch die Frage er¬
örtert , ob es nicht angängig wäre , vom Parlament ein Er¬
mächtigungsgesetz zu verlangen , um das deutsch-französische
Handelsprovisorium ohne direkte Mitwirkung des Parlaments
zu ratifizieren .

Fortschritte in den deutsch-polnischen Verhand¬
lungen

Der deutsche Gesandte in Warschau, Rauscher, beftndet sich
ur Zeit in Berlin , um übe ^ den Stand der deutsch -polnischen
Verhandlungen zu berichten . Diese Verhandlungen haben,

wie der „Berliner Lokalanzeiger" hört, in der letzten Zeit auf
dem Gebiete des Riederlastungsrechtes einige Fortschritte ge¬
macht . Jedoch scheint es erforderlich, über die speziell wirt¬
schaftliche Seite der Verhandlungen zunächst in den Grund¬
linien eine gewisse Klarheit zu erreichen, ehe man zu einem
Abschluß von Vereinbarungen über das Niederlassungsrecht
schreiten kann.

Zur Schaffung einer Wetthilfsunion
WTB . . Genf, 12. Juli . Die Konferenz für die Schaffung

einer internationalen Vereinigung für die Hilfeleistung bei
Landeskatastrophen beendete am Dienstag ihre Arbeiten mit
der Annahme eines internationalen Übereinkommens, durch
das dies« neue Organisation ins Leben gerufen wird.

Nach einer Schlußansprache des Präsidenten , Reichsmini¬
ster a . D . Ur. Külz, wurde das Abkommen zur Unterzeichnung
vorgelegt, die von nachfolgenden neun Ländern vorgenommen
wurde : Deutschland, Belgien, Bulgarien , Kuba, Kolumbien,
Ekuador, Spanien , Italien und Monaco. Der Beitritt der
Schweiz tqird voraussichtlich später erfolgen. Der schweize¬
rische Delegierte Dinichert, Direktor der Abteilung für Aus¬
wärtiges des eidgenössischen , politischen Departements und
Mitglied des engeren Komitees zur Ausarbeitung des inter¬
nationalen Übereinkommens bat zu gegebener Zeit den
schweizerischen Standpunkt ausführlich dargelegt. Me
Schweiz ist grundsätzlich der neuen Vereinbarung günstig ge¬
stimmt, und es scheint nichts dagegen zu sprechen, daß die
schweizerische Eidgenossenschaft derselben später beitreten
wird. Aber der Augenblick dieser Beteiligung wird erst ge¬
kommen sein , wenn die internationale Organisation des Ro¬
ten Kreuzes , welche auf Grund der neuen Konvention zur
Mitwirkung herangezogen wird, denjenigen Bedingungen auch
tatsächlich entspricht, die di« schweizerische Regierung für die
formelle und vertragliche Anerkennung einer solchen Organi¬
sation stellen zu müssen glaubt .

Die Schwierigkeiten auf der Marinekouferenz
Da die amerikanischen und japanischen Delegierten wenig

Neigung zeigten, einem Abkommen über die Krruzerfragr
zuzustimmen, welches nur bis 1931 gültig wäre , hat die bri¬
tisch« Delegation, um einen Ausweg aus den Schwierig¬
keiten zu finden, die Anregung gebracht, daß die Gebrauchs¬
dauer einer Gruppe von Kreuzern verlängert werden soll,
während grundsätzlich die Ersetzung der Kreuzer nach Er¬
reichung einer gewissen Altersgrenze festgesetzt wurde, so daß
etwa ein Fünftel der Kreuzerflotte länger im Dienste blei¬
ben kann. Ein solches Vorgehen würde es der britischen
Admiralität ermöglichen , mit den alten Kreuzern , die einen
geringen militärischen Wert besitzen, einen Teil der Groß¬
handelswege des Reiches zur See zu schützen und im allge¬
meinen einen Polizeidienst in den fernen Meeren auszu¬
üben . Während auf japanischer Seite ernsthaft die Bereit¬
willigkeit besteht , auf dieser Basis zu verhandeln , steht man
amerikanischerseits dem britischen Vorschlag weniger ver¬
ständlich gegenüber.

Amerikanisches Ultimatum au einen
niearagnanifche « General

WTB . Managua , 13 . Juli . Der kommandierende Offizier
der hier stehenden Abteilung Marinetruppen der Vereinigten
Staaten hat an den General von Sandino , der, wie die
hiesigen amerikanischen Behörden mitteilen , amerikanische
Bergwerke in San Fernando besetzt hat und dort Steuern
erhebt, ein Ultimatum gerichtet . Das Ultimatum fordert
den General auf , bis Donnerstag abend 8 Uhr die Waffen
niederzulegen. Sandino , der angeblich eine Truppenmacht
von 1000 Mann mit vier Maschinengewehren zu seiner Ver¬
fügung hat, wurde mitgeteilt , daß er im Falle einer Ableh¬
nung des Ultimatums von den vereinigten Streitkräften
der nikaraguanischen Konservativen und der Bereinigten
Staaten angegriffen werden würde.

Die schwebenden Gesetzentwürfe. Das Reichskabinett wird
im Laufe dieser Woche versuchen , noch alle schwebenden Ge¬
setzentwürfe, die nicht mehr an den Reichstag gelangt find ,
zur Erledigung zu bringen , da die meisten Minister Ende
der Woche ihren Ferienurlaub anzutreten gedenken . Abge¬
sehen vom RrichSfchnlgesetz , handelt ,

eS sich fast ausschließlich
um die finanzpolitischen Gesetzentwürfe.

« in neuer Schritt des deutschen Gesandte« in Brüssel. Der
deutsche Gesandte hat beim belgischen auswärtigen Ministe-
rium neue Schritte unternommen , um Einzelheiten über die
Äußerungen des belgischen Kriegsministers zu erhalten .

Einschiffung der Ozeanflieger »ach AmerUa. Am Dienstag
haben sich an Bord des „Leviathan " die Ozeanflieger « ,rd
und sein« drei Begleiter, sowie

'Shamberlin und die deutsche
Fliegerin Thea Rasche nach Amerika eingeschifft . Mt dem
gleichen Dampfer wird das Wrack von Byrds Flugzeug'

„America" nach den Vereinigten Staaten zurücktransportiert
werden.

Das Erdbeben in Palästina . Rach den offiziellen Angaben
beziffern sich die Opfer des Erdbebens auf SS Tote und 250
Verwundete . In Amman wurde das britische Amtsgebäude
durch das Erdbeben zerstört . Acht Personen find dabei umS
Leben gekommen . In Nablus find viele Häuser gänzlich
zusammengeftürzt . Me Geschäftsstraßen sind verwüstet. Rach
neuerlichen behördlichen Schätzungen hat das Erdbeben in
Palästina über 150 und im Land« jenseits tzs Jordans etwa
100 Tote gefordert. Verletzt find über 500 Menschen. Euro¬
päer befinden sich nach den bisherigen Meldungen nicht unter
ihnen.

Badt §€iier Teil
Badischer Landtag

39. Sitzung
DZ . Karlsruhe . 12. Juli 1927 .

Am Nachmittag wird die Aussprache über das
Polizribeamiengesetz

fortgesetzt .
Abg . DeeS iDem .i meint , angesichts der ausführlichen Be-

richterstattung des Abg. vr . Wolfhard hätte man auf ein«
Debatte verzichten können . (Allseitiges Sehr richtig! ) . Dt«
demokratische Fraktion stimme dem Gesetz zu, weil es ganz
wesentliche Verbesserungen bringe.

Abg. Ritter (Komm.) begründet eine Reibe von Anträgen ,
lebnt aber das Gesetz als solches ab.

Abg . vr . Hofsmann (Ztr . ) führt aus , der Vorredner be,
finde sich durchaus auf falscher Fährte , wenn er glaubt , daß
das Gesetz zur Militarisierung führe . Gerade das Gegen¬
teil sei der Fall . Me Vorlage basiere, wie auch das preußische
Gesetz , aus den Verhandlungen der Botschafterkonferenz mit
der Reichsregierung . Das Versorgungsanwärtersystem falle
und der Ersatz erfolge nur nach Maßgabe des Bedarfs an
planmäßigen Stellen . Das Polizeiberufsbeamtentum scheine
durch dieses Gesetz erreicht zu sein . Me Zentrumsfraktion
sei mit der vorgeschlagenen Fassuiig einverstanden . DaS
Menststrafrecht müsse gesetzlich geregelt werden. Von einer
Beschneid » . ig des staatsbürgerlichen Rechts durch die Voraus¬
setzung der Eheerlaubnis für den Polizeibeamten könne keine
Rede sein .

Abg . Wrißmann (Soz . ) erklärt die Zustimmung seiner
Fraktion zum Gesetz. Er dankt dem Berichterstatter für
seine mühevolle Arbeit und entledigt sich weiter einer Bitte
der als Zuhörer anwesenden Vertreter des Polizeibeamten¬
verbandes , festzustellen , daß die Behauptung des Abg . Ritter ,
die Polizeibeamten würden mit den Kommunisten sympathi¬
sieren, unrichtig sei . (Zurufe : Hört , hört ! ) . Wir sind bei dem
vorliegenden Gesetze gebunden an die Bestimmungen der
Alliierten und die Richtlinien der Reichsregierung . Sonder¬
bar berührt es mich immer , wenn der Abg . Ritter eine An¬
klage gegen die Polizei erhebt. Dabei gibt es kein schlimme¬
res , furchtbareres Instrument als die russische Tscheka . Der
Redner nimmt dann Stellung zu den einzelnen Paragraphen
der Vorlage, mit der etwas Gutes geschaffen worden sei.
Hoffentlich werde auch bald etwas für die bessere Besoldung
der Polizeibeamtenschaft gescheben können .

Innenminister Or. Remmele
Vom Reichsminister des Innern haben wir soeben di«

Mitteilung erhalten , daß das Auswärtige Amt berichtet hat»
die interalliierten Regierungen hätte» dem badischen Polie
zeigesetzentwuvf zugestimmt. Diese Meldung zeigt uns , wi«
außerordentlich schnell auf der anderen Seite die Mnge ver¬
folgt werden. Die heute beschlossenen Abänderungen müssen
den alliierten Regierungen mitgeteilt werden und es ist an¬
zunehmen, daß Einsprachen nicht ernstlich zu erwarten sind. ,
Das vorliegende Gesetz ist das zweite nach Preußen . Ich habe
die Pflicht, dem hohen Hause und besonders de,» Rechts¬
pflegeausschuß zu danken für die prompte Erledigung deck
Gesetzes aus den angedeuteten außenpolitischeii Gründen u no
im Hinblick darauf , daß es uns hierdurch möglich ist , die seit
Wochen und Monate im Gange befindliche Diskussion zu
einem gewissen Abschlüsse zu bringen . Das Gesetz ist ein«
Folge des Friedensvertrages und seiner Auswirkungen . Es
besagt grundsätzlich , daß den Polizeibeamten die Nützung des
allgemeinen Beamtenrechts zugesprochen ist . In - einem
Punkte ist eine Sonderregelung aus der allgemeinen Sach¬
lage heraus geboten, die nicht gesucht ist , um die Polizei -
beamten etwa schlechter zu stellen oder ein unzeitgemäßes
Instrument zur Stützung des Staates aufzurichten . Diese
Sonderbestimmungen sind zu erklären in der allgemeinen
Zeitlaae , in der wir uns befinden. Ein Polizeigesetz wie das
russische würde unsere Polizeibeamtenschaft ablehnen . Me
Zahl der in Baden kasernierten Polizeimannschaften , so fährt
der Minister fort , beläuft sich bei einer Jstziffer von 4000
Mann nach den Abmachungen mit den Alliierten auf 1700.
Wir dürfen also 42,6 Prozent kaserniert halten . Es ist zu
hoffen, daß wir im Verlause einer weiteren Konsolidierung
unseres öffentlichen Lebens und Besserung der wirtschaft¬
lichen Verhältnisse die Zahl der in Kasernen einquartierten
Polizeibeamten verringern können , rpid weiter , daß wir in»
Laufe der Zeit die Geldmittel erlangen , um die Kasernie¬
rung aus eine modernere Grundlage zu stellen in Gestalt
von Polizeisiedelungen. Den Kommunisten sagt der Mini¬
ster , daß ihre Presse jeden einzelnen Polizeibeamten angreist .
wenn er seine Pflicht tut . Das Ziel müsse sein, eine Ein¬
heitspolizei wirklich zustandezubringen . ®ei Heranbildung
der Führer wende die Regierung wie bisher ihre besonder«
Sorge zu . Die Führer in Baden ständen im großen »no
ganzen auf dem Boden der Staatsform und seien sich ihrer
Pflicht bewußt. Me einmütige Zustimmung zum Gesetze sei
ein Beweis der hohen Wertschätzung , die dr Landtag der Po¬
lizei angedeihen lasse. ,

Berichterstatter Abg. l)r. Wolfhard bittet im Schlußport
die kommunistischen Anträge abzulehnen.

Das Gesetz wird in der Fassung des Ausschusses in erster
und zweiter Lesung mit 59 gegen 3 kommunistische Stimmen
angenommen . Eingegangen ist ein Antrag des Zentrums ,
die Regierung möge bei der bevorstehenden Neuregelung der
Beamtenbezüge durch die Reichsregierung darauf drängen ,
daß die Grundgehälter der Gruppen 1—6 um 15 Proz . er¬
höht werden. — Nächste Sitzung Mittwoch 9 Uhr. Schluß
•A 7 Uhr.

*
40. Sitzung

DZ . Karlsruhe , 13. Juli 1927 .
Nach Verlesung der Eingänge berichtet
Abg . l)r. Engler (Soz .) über den Antrag der Bürgerl .

Vereinigung , die Verordnung des Ministeriums des Inner «
vom 21 . Juli 1923 aufzuheben, wonach der Bcrfaffungstag
(11. August) ein gebotener Festtag und allgemeiner Feiertag
ist . Der Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltung beaick
tragt dem obengenannten Antrag , da offenbar eine reicht
gesetzliche Regelung zu erwarten ist , die Zustimmung zu ver¬
sagen . .

Abg . v . Mayer -Karlsruhe (Bürger ! . Vereinigung ) begrün¬
det den Antrag seiner Fraktion . Es bestehe der Wunsch nach
einem gemeinsamen nationalen Festtag, an dem man sich
erheben und cckk einiges Volk fühlen kann . Mit einem
gewissen Reib blicke man auf die Schweiz und die Vereinig¬
ten Staaten . Es sei uns bis jetzt nicht gelungen , zu einem
Nationalfeiertag zu kommen . Es schein« , als ob dem deut¬
schen Volke die Anlage dazu fehle . Ist nun Stimmung für
einen Nationalfeiertag vorhanden? Nationale Trauertage
würden wir aus dem Wege von Kiel bis Gens genug findet».
'

. wenn wir , wie kürzlich die Vereinigten Staaten , unser»

ratung
Wenn behauptet werde, daß der 18. Januar keine Unterlagen
für « inen nationalen Feiertag abgebe , so sei dies noch weni-

ger beim 11 . August der Fall . Das heiße die Bersosiung ket -
Hy



en. Andererseits könne nicht geleugnet wer«

werde , erinnern an die Zeiten des Absolutismus . Sk handle
sich hierbei um eine Jahreszeit , in der gerade die Landwirte
die Hände vlssl zu tun haben. Unser erster Antrag trägt das
Datum vom 24 . November 1926. Man tonnte damals eine
reichsgesetzliche Regelung erwarten , die indessen nicht einge-
trofsen ist. Wir haben darum einen neuen eingebracht,
wonach die Verordnung wenigstens dqhin abgeändert wer¬
den soll, daß kein Badener gehindert ist, am 11 . August sei¬
nem Beruf und Gewerbe nachzuaehen.

Abg . Dr. Obkircher (D . Vpt. ) : Wir hatten ursprünglich dem
Ausschutzantrag zugestimmt, weil wir annahmen , daß die
Krage inzwischen reichsgesetzlich geregelt wird. Da dies nicht
der Fall ist, sehen wir uns heute veranlaßt , unsere Stellung -
nähme zu ändern und dem zweiten Antrag der Bürger !.
Vereinigung zuzustimmen . Wir haben bis seht keinen Tag
gefunden, an dem sich das ganze Volk zusammenfinden

-könnte in gemeinsamer Erhebung im Gedanken an nationale
Ereignisse. Der 18 . Januar könnte , wenn man historisch
denkt , ein nationaler Tag sein. Ist er doch der Tag der
Reichsgründung unserer nationalen Einheit , die wir gerettet
haben. Hoffentlich wird es uns gelingen, zu einem wirklichen
nationalen Feiertag zu ^ langen . Vielleicht ist es der Tag
der Befreiung deutschen Bodens von fremder Besetzung , den
wir dann gerne alle mitfeiern werden.

Abg . Dr. Glöckner (Dem .) gibt für seine Fraktion die Er¬
klärung ab, daß sie den Standpunkt der deutschen demokra¬
tischen Reichstagsfraktion teile, die den Antrag auf Erhebung
des Verfassungstages zum Nationalfeiertag mit unterschrie¬
ben habe . Es sei bedauerlich, daß die wünschenswerte
reichsgesetzliche Regelung für das laufende Jahr nicht zu er¬
reichen war . Kein Tag sei geeigneter, das ganze Volk über
alle Parteischranken hinwegzuführen im Gedanken an Vater¬
land und «taat als der 11 . August, da er der Tag der Wie¬
dergeburt des Reiches als ein geordnetes Staatswesen seiund von allen Volksgenossen mit stolzer Freude begrüßt wer¬
den könne . Wir halten bis zur reichsgesetzlichen Regelung
an der badischen Verordnung fest, die sich bewährt hat und
einleben werde , je mehr im Volke die Überzeugung Platz
greift , daß die Weimarer Verfassung die Grundlage des Auf¬
stieges darstellt.

Abg . Ritter (Komm. ) bekämpft jeden nationalen Feiertag .
Abg. Dr. Eggler (Ztr .) : Meine Fraktion steht aus dem Bo¬

den der Verordnung . Die Angriffe auf den Verfassungstag
entspringen wirtschaftlichen Gründen , dte in bezug auf die
Landwirtschaft eine gewisse Berechtigung haben . Doch hat
ja der Minister hier zuftiedenstellende Zusagen gemacht . Die
politischen Gründe sind geboren aus der Einstellung der
Deutschnationalen zur Verfassung. Der Redner erinnert an
die schweren Krisenjahre unmittelbar nach dem Kriege. Da¬
mals habe in den Reihen der Rechten eine andere Stimmung
geherrscht . Wir vom Zentrum verlangen Anerkennung und
Achtung vor der Verfassung, dieser Grundlage für die innere
Ruhe und für unsere wirtschaftliche Aufwärtsbewegung . Sie
sind auch der Gradmesser für unser Ansehen in der Außen¬
politik. Das Zentrum ist stolz , an dem Verfassungswerk mit -
gearbeitet zu haben.

Abg . Reinbold (Soz .) sieht in den Anträgen der Bürgerl .
Vereinigung einen Vorstoß gegen den republikanischen-
Staatsgedanken . Die Entwicklung in der Nachkriegszeit
führte immer mehr zum 11 . August. Die Deutsche Volks¬
partei ist langsam zur Anerkennung der Verfassung gekom¬
men und heute haben sie deutschnationale Minister schon be¬
schworen . Wenn der Abg . Ritter im Namen - der gesamten
Arbeiterschaft zu sprechen meint , so ist das eine maßlose,in der kommunistischen Agitation begründete Selbstüberhe¬
bung . Das Volk, so fährt der Redner fort , müsse dazu ge¬
bracht werden, daß es in der Schaffung der Weimarer Ver-
fastung, in der Verfassung der Deutschen Republik, das Werk
sieht , das ihm den Aufttieg ermöglicht. Wir stimmen der
Verordnung zu und hoffen, dahin jju kommen, daß auch bei
den jetzt Widerstrebenden die Einsicht Platz greift , daß es
nur auf diesem Wege und in der Feier des 11. August die
Möglichkeit eines Zusammenkommens geben kann.

Minister Dr. Remmele :
Wir haben kein Interesse daran , die Notwendigkeit der

Feier des Verfassungstages etwa polizeilich in das Gedächt¬
nis der Bevölkerung einzuhämmern . Wir sind der Meinung »
daß der landwirtschaftlichen Bevölkerung gegenüber die Aus¬
nahmen am 11 . August garantiert werden, die ihr kraft Ge¬
setzes zustehen , und wie sie schon in einer landesherrlichen
Verordnung vom Jahre 1862 zugestanden wurden . Auch in
diesem Jahre werde vom Ministerium ein Erlaß an die Be¬
zirksämter hinausgehen , in welchem im Hinblick auf di«
Witterungsverhältnisse und auf die Notwendigkeit, jeden guten
Tag zur Einbringung der Ernte auszunützen , darauf hinge¬
wiesen wird, daß die Bezirksämter der Erledigung der drin¬
genden landwirtschaftlichen Arbeiten keine Schwierigkeitenbereiten . Das ist auch in der Vergangenheit nicht geschehen .
Bestrafungen sind nur in wenigen Fällen böswilliger Verlet¬
zung der Verordnung erfolgt . Die Annahme der Redner der
Bürgerl . Vereinigung und Deutschen Volkspartei als ob das
Ministerium von oben herab die Feier des 11 . August dik¬
tiert hätte, ist falsch. Die badische Regierung hat im engstenBenehmen mit den Kreisen, die aus dem Boden der jetzigen
Verfassung stehen ' ihre Verordnung erlassen. Die Beteili¬
gung an der Feier hat in den letzten Jahren eine gewaltigeZunahme erfahren . Millionen von Arbeitern und andere Be¬
völkerungsschichten sind zur Verfassung herangeführt worden.Der Minister ermahnte zur Geduld und Duldsamkeit auch in
großen nationalen Frage, :, also auch gegenüber denjenigen ,die den Verfassungstag für sich beanspruchen und feiernwollen . Das ist eine notwendige Voraussetzung , wenn unserVolk aufwärts und vorwärts kommen wolle .

Abg. Hertle (Bürg . Ver .) empfiehlt iwchmals die Zustim¬mung zum Anträge seiner Fraktion .
Abg . Dr. Schäfer (Ztr . ) begrüßt die Ausführungen des

Ministers und wirft einen Blick in die Vergangenheit , umzu beweisen , daß wir sehr wohl allen Anlaß hätten , den11 . August zu feiern.
^ " kfner (Ztr . ) regt die Verlegung des Gefallenen -gcdenktages auf den Herbst oder Winter an .

0r . Trunk : Baden wünscht eine Regelung
lickt a» f Reichs wegen und hat mit Rück-

« fcg . Bauer (D . Dp . ) erinnert an seinen jabrelanaenKampf, den er als Vorsitzender der Kriegsgräberfürsorge umd,e Einführung eines Volkstraucrtages geführt hat .
' Er bittetdi« Regierung , mit aller Kraft dafür einzutreten , daß end¬lich die Frage des Volkstrauertages geregelt wird , aber ein-heitlich für das ganze Reich, nicht für die verschiedenen Lan-deSteile an verschiedenen Tagekl .

Staatspräsident Dr. Trunk : Die Regierung wird weit-erzig in ihrer Einstellung sein . Geht «S nicht am Aller-eiligen- oder Allerseelentage, so ist st« bereit , dabei mit¬

zuwirken, daß die Festsetzung des Totengedenktages auf an¬
dere Weise geschieht.

Nach kurzen Bemerkungen deS Abg . Duffner (Ztr . ), sowiedem Schlußwort des Antragstellers , v . Mayer -Karlsruhe und
Lek Berichterstatters Dd Engler wird der Antrag der Bürger !.
Vereinigung mit 46 Stimmen der Regierungsparteien gegen16 Stimmen der Bürgerl . Vereinigung , Deutschen Volkspar¬
tei und Kommunisten abgrlehnt.

Abg. Dr. Hoffman» (Zentr .) berichtet über die Gesuche des
«meinderats Mainwangen und des Verbandes badischeremeinden betr . die Vereinigung der abgesonderten Gemar¬

kung Madachhos mit dem Hauptort Mainwangen . Der An¬
trag , die Gesuche der Regierung mit der Maßgabe zur
Kenntnisnahme zu überweisen, haß weitere Verhandlungenmit dem Ziele einer gütlichen Einigung ausgenommen wer¬
den sollen, wird ohne Aussprache einstimmig angenommen .Über das Gesuch des Schriftstellers Ph . Henkel in Essen
um Entschädigung wird auf Antrag des Berichterstatters Abg.Dr. Schmitthennrr zur Tagesordnung übergegangen .

Es folgt die Beratung der Gesetzentwürfe über die
Regelung der Beamtenbezüge.

Abg. Büchner (Ztr . ) erstattet namens des Haushaltsaus -
tchufses einen ausführlichen Bericht über beide Vorlagen,owi« über die dazu gestellten Anträge der Parteien undder dazu eingegangenen 126 Gesuche aus Beamtenkreisen .Der Antrag geht auf Annahme der Gesetzentwürfe undeiner Entschließung, in der die Regierung ersucht wird, 1 .bei der Reichsregierung auf möglichst baldige Neuregelungder Beamtenbcsoldung . hinzuwirken, 2 . zu prüfen , inwieweit
für den kommenden Staatsvoranschlag bzw . der kommenden
Besoldungsordnung eine Besserstellung namentlich der un¬teren Besoldungsgruppen und sonstigen Neuerungen durch¬geführt werden können .

Verschiedene Anträge solle» für erledigt erklärt , die vor¬
liegenden Gesuche teils empfehlend, teils - zur Kenntnisnahmeoder als Material überwiesen werden.Die neueingebrachten Anträge gehen nach einer kurzen
Geschäftsordnungsdebatte an den Haushaltsausschuß , der so-
fori zusammentritt , weshalb die Plenarsitzung um Uhr
unterbrochen wird. Nächste Sitzung nachm . 'A4 Uhr.

Parlamentarischer Abend
Gestern fand in den Räumen des Staatsministeriums ei»

parlamentarischer Abend statt. Hierzu hatten sich außer d?n
Mitgliedern der Regierung mit dem Staatspräsidenten Dr.Trunk an der Spitze auch die Abgeordneten des Landtagesin sehr großer Zahl eingefunden. Ferner waren erschienenbadische Mitglieder des Reichstages, die höheren Beamtender einzelnen Ministerien , die Repräsentanten der Kirchenund Kommunen, die Spitzen der Reichs - und Staatsbehörden ,' ährende Männer des Wirtschaftslebens, der Kunst und Wis-
enschaft unseres Landes, die Vertreter öffentlicher Körpers¬chaften , der Gewerkschaften , Standes - und Berufsorgani -ätionen , sowie der Presse. Wie immer bei solchen Anlässenunterhielt man sich in zwangloser Weise über die Tages -

fragen und benutzte gern die Gelegenheit zur persönlichenFühlungnahme . Während des Abends konzertierte die Ka¬
pelle der vereinigten Polizeimusiker unter der Leitung des
Obermusikmeisters Heisig .

Tagung der höhere« Vermessuugsbeamten
Zahlreich hatten sich die wissenschaftlich gebildeten Vermes-

ungskundigen Badens in Heidelberg eingefunden , um gemein¬
em die schwebenden Standesangelegenheiten und zeitgemäßeachliche Fragen zu beraten . Der Tagung wohnten als Gästean : ein Vertreter der Wasser - und Straßenbaudirektion , Ver¬treter der höheren Vermeffungsbeamten Bayerns und Hes¬sens und als Vertreter des Landesverbandes der höherenBeamten Prof . Caselmann, der die allgemeinen Forderungender höheren Beamtenschaft bei der kommenden Besoldungs¬reform nachdrücklichst unterstrich. Einmütig und geschlossenverlieh die Versammlung dem festen Willen Ausdruck, daßdie Organisation die berechtigte bessere Bewertung derTätigkeit des Geometers durch eine gerechtere Einreihungin die Besoldungsordnung entschlossen erkämpfe.Die bevorstehende Änderung des Ortsstrahengesetzes gabVeranlassung , die formellen und sachlichen Vorschriften über

Baulandumlegung auf ihre Bewährtheit in der Praxis zuprüfen . Ein guter Kenner dieses Gebietes. Stadtvermes¬sungsrat Beckenbach, Mannheim , hielt einen erschöpfendenVortrag über diese schwierige Frage , wobei er das Verfahrenin anderen Ländern beizog u,:d kritisch würdigte . Nach leb¬hafter Aussprache wurden die Vorschläge für die Änderungund Ergänzung des Gesetzes einem Ausschuß zur endgültigenAbfassung überwiesen.
Einen besonderen Reiz bot der hochinteressante Vortragmit Lichtbildern des Regierungsbaurats Dr .-Jng . Merkel,Karlsruhe über die erste deutsche Gradmessung und die Auf.nähme der kurpfälzischen Lande von 1762—72 durch den Je¬suitenpater Prof . Christian Mayer , Hofastronom des Kur¬

fürsten Karl Theodor von der Pfalz . Der Redner berichteteüber bisher unbekannte geodätische Arbeiten Mayers undihre Genauigkeit und gab im Anschluß daran einen Über¬blick über die Entwickelung des Kartenwesens im 18. Jahr - .hundert , wobei er auch die erste deutsche Karte mit einwand¬freier trigonometrischer Grundlage , ausgenommen vonChrist. Mayer , in mehreren Lichtbildern vorführte . Mit -
teilungen über wertvolle Untersuchungen älterer Instru¬mente und über die Längenbestimmung einer bisher wenigbekannten, auf der Heidelberger Sternwarte VorgefundenenKopie der Peru -Toise , welche Mayer zu seiner Basismessungverwendete, ergänzten seine Ausführungen zu einem treff¬lichen Gesamtbilde über den Stand der geodätischen Wiffen-Ö im 18 . Jahrhundert. Reicher Beifall lohnte die ver-

, volle Arbeit des Redners.
Über den Stand des Feldbereinigungswesens in Badenund in Deutschland referierte Vermessungsrat Morlock , Karls -

ruhe , der zunächst einen Überblick über die hohe wirtschaft¬liche Bedeutung der Feldbereinigung für die Landwirtschaftund die Volksernährung gab und darauf hinwies , daß alles
getan werden müsse zur Förderung dieser Kulturverbesserung ,daß auf Senkung der Kosten , namentlich auch der für di«
Vermessung, hingearbeitet werden müsse , praktische Vor¬
schläge hierfür machte und warm für «ine Erhöhung der
Grenze der Teilbarkeit landwirtschaftlicher Grundstücke von6 auf 18 Ar eintrat . Das Ergebnis der Beratungen über
diesen wichtigen Punkt wird der Regierung und den inter¬
essierten Kreisen zur Kenntnis gebracht werden. Als Ortder nächsten Tagung wurde Offenbnrg bestimmt.

Zur Autostraße Mannheim -Heidelberg
Im Landtag ist ein von Abgeordneten aller Parteien mit

Ausnahme der Kommunisten Unterzeichneter Antrag einge¬
gangen, wonach die Regierung ersucht werden soll, bei der
Reichsregierung nachdrücklich darauf hinzuwirke», daß fürdie geplante Autostraße Mannheim—Heidelberg die Erhebungvon Gebühren genehmigt wird.

DZ . Durbach b. Offenburg, 19. Juli . Ein schweres Hagel¬wetter ging gestern in der zweiten Nachmittagsstunde über»»fern Ort nieder. Der Hagel siel erbsengroß

Aus der Landeshauptstadt
Der Sportpark im HardtwaldUnter diesem Titel hat Bürgermeister Hermann Schneidereine Broschüre erscheinen lassen , die sich mit der Erstellungeines Sportparkes im Hardtwald eingehend befaßt. Wie derVerfasser im Vorwort betont, habe » die Erörterungen des ver»gangenen Winters über den Sportpark Hardlwald gezeigt,daß bi* in der Veröffentlichung der Stadtverwaltung „Ge-neralbebauungsplan der Landeshauptstadt Karlsruhe " ent -halten« ,: Mitteilungen über Umfaiig, Lage und Art der imStadtgebiet vorzuseheiiden Spielplätze zu einer sachdieri -lichen Beurleilung der auf diesem Gebiete gemachten Vor¬schläge nicht ausreicht. Mit der Broschüre soll der Versuchunternommen werden , diesen Mangel zu beheben , insbeson¬dere irrtümlichen Anffaffungrn und Vorstellungen entgegen-zutreten , die über die künftige Gestaltung des Sportparksim Hardtwald zutage getreten sind.

In übersichtlicher Weise , unterstützt von Bildern und Plä¬nen des Sportparkes Hardtwald bespricht BürgermeisterSchneider das Projekt, so daß jeder ein genaues Bild über
diese Anlagen erhalten kann. Die Broschüre ist in fünf Teile
gegliedert . Der erste Teil befaßt sich mit der Notwendigkeitder Leibesübungen und der Errichtung von Spielplätze» , im
zweiten Teil wird auf die Verhältnisse von Karlsruhe näher
eingegangen und was Karlsruhe bisher in der Bereitstellungvon Spiel - und Sportplätzen getan hat . Aus einer Tabelle
ist ersichtlich , daß Karlsruhe über 66 Spielplätze mit 7 489
Quadratmeter Spielfläche, während im Entwurf zum Reichs,
spielplatzgesetz pro Kopf 3 Quadratmeter gefordert werden^In einer weiteren Tabelle find die im Generalbebauungsplanvorgesehenen Spiel - und Sportplatzanlagen aufgeführt , wobei
Karlsruhe mit Einschluß von Bulach , Kuielingen, Neureutund Hagsfeld bei einer vorgesehenen Einwohnerzahl von910 OO0 12 Sportplatzanlagen mit einer Gesamtfläche von2 200 000 (reine Spielfläche 977 000 Quadratmeter ) vorge¬sehen sind. Auf einen Einwohner kommen somit 7 Quadrat .Meter Spiel - und Sportplatzfläche. Die Entfernung der einzel¬nen Stcrdtteile zu ihrem Spiel - und Sportplatz schwankt zwi¬schen 1 bis 1,9 Kilometer. Der dritte Teil befaßt sich speziellmit dem Sportpark im Hardtwald, wobei ganz besonders her-
vorgehoben wird, daß der Hardtwald für die Versorgung der
Karlsruher Bevölkerung mit Spielgelegenheit überhaupt nichtentbehrt werden kann . Der bisherigen Entwicklung der Er -
richtung von Sport - und Spielplätzen, die durch Unordnungund Systemlos, gkeit charakterisiert ist, ein energisches Halt
entgegenzurufen wird als Notwendigkeit bezeichnet . Der Ver¬
fasser setzt sich im dritten und vierten Teil auch mit deir
Gegnern des Sportparks Hardtwald auseinander . Im letz ,ten Kapitel wird die Notwendigkeit der Einrichtung einesStadions , das allen Vereinen zur Verfügung stehen konnte ^begründet und zwar wird sich nach Meinung des Verfassersdie Errichtung einer besonderen städtischen Kampfbahn,vielleicht am Nordende der Albuferanlage zwischen Dammer¬
stock und Weiherfeld kaum umgehen lassen . Zum Schlußgibt der Verfasser der Hoffnung Ausdruck, daß das große!und einzigartige Werk der Errichtung des Sporlparks Hardt¬wald in absehbarer Zeit der Verwirklichung entgegenreifenmöge zum Segen der Karlsruher Bevölkerung .

Deutsche Turn - und Sportausfteltung Karlsruhe 1927 . Di«
Deutsche Turn - und Sportausstellung Karlsruhe 1627 ist ge-
schloffen . Mit Windeseile werden die Hallen geräumt , und
:n kurzer Zeit wird eine andere Ausstellung ihren Einzughalten . Da darf man wohl einen kurzen Rückblick auf dieseAusstellung werfen , die weit über die Grenzen des badischenLandes hinaus im ganzen Reiche einen starken Widerhallgefunden hat . Die Besucherzahl von 30 000 mutet angesichtsdieser Bedeutung wohl etwas klein an . Aber es waren somancherlei Umstände, die jenen Massenbesuch , den die Aus¬
stellung wert war , verhinderte. Immerhin darf man auchmit dieser Zahl zufrieden sein , wenn man die schwierigenVerhältnisse betrachtet, die heute jedes Ausstellungsunter¬nehmen zu einem schweren Risiko machen . Bedeutender undnachhaltiger , als der äußere Erfolg einer vielstelligen Be -
sucherzahl, bleibt die moralische Wirkung der Ausstellung.Mit Recht konnte der Vorsitzende des badischen Landesaus -
fchusses für Leibesübungen und Jugendpflege, OberleutnantBrenner , bei seiner Schlußansprache darauf Hinweisen , daßin absehbarer Zeit wohl kaum irgendwo in Deutschland einähnliches Unternehmen zustande kommen werde , und daßfür Suddeutschland auf viele Jahre hinaus die DeutscheTurn - und Sportausstellung auf ihrem Gebiet einzig blei-ben wird .

Wiener Operette im Konzerthaus . Heute die letzte Auf4führung der Ausstattungsoperette „Der Orlow "
. Für mor-

gen ist eine Wiederholung der „Gräfin Mariza " angesetzt.Mt der ersten Aufführung der Revue- Operette „Zirkus-
prinzessin " begint die große Kalman-Woche , in der nurWerke dieses beliebtesten Komponisten gespielt werden. Fürdie „Zirkusprinzeffin " , die ihre Vorgängerin „Mariza " airPopularität sicher noch übertrifft , wurde die Ausstattunggetreu nach der Uraufführung im Theater a . d. Wien ange-
schafft . ^ «mische und artistische Tricks aller Art gebendiesem Werke einen ungewöhnlichen Reiz . Unter DirektorBrantner als Spielleiter sind in den Hauptrollen beschäftigtdie Damen Lya Beyer a. G. . Gabriele Benda, ClaudineRainold und die Herren Willi Wahle a. G .. Domy Ezap,Willi Stadler und Philipp Hans Wenning, Dirigent ErnstPollini .

Auf vielseitigen Wunsch findet am Samstag , den 16. Julieine Sonderausführung des Tell auf der Natur - und Kunst-bühne Otigheim statt. Die Sonderausführung ist besonder»für Schüler bestimmt, die am den Sonntage » wegen starkemAndrang nur noch in beschränktem Umfange angenommenwerden können. Auch sonstigen Interessenten , die Sonntag «
beruflich feftgelegt find, ist damit eine gute Gelegenheit zumSpielbesuch geboten. Die Spielzüge verkehren wie an Sonn »
tagen . Anmeldungen von Schulen wollen sofort erfolgen.Am letzten Sonntag war das Spiel trotz ungünstiger Witte¬
rung auf allen Sitzplätzen ausverkauft. Auch für die näch¬
sten Spieltage kann heute schon mit einem starken Andrang
gerechnet werden. Das Spiel st«ht in jeder Hinsicht auf
glänzender Höhe . Siche heutiges Inserat .

Wetterbericht der Landeswrtterwarte Karlsruhe . Bade«
hatte gestern nach der kurz dauernden Aufheiterung des Vor¬
tages wieder wolkiges Wetter: Am Nachmittag kam es allent¬
halben zu Regensällen, die vielfach in Begleitung von Ge¬wittern auftraten . In das flache Hochdruckgebiet, das gegen¬wärtig vom Nordmeere bis zu den Alpen und den Pyrenäen
reicht, find klein« Tiefdruckreste eingebettet , die für uns zu¬nächst noch veränderliche Witterung in Aussicht stellen . Vor¬
aussichtliche Witterung für Donnerstag , den 14. Juli : Wech¬selnd wolkig , Regen vereinzelt in Gewitterbcgleitung.

Eine Familientragödie in Bochum . In der Wohnung d«»Vertreters Krämer fand man heute früh die 29jährig ,
Haustochter , die Ehefrau und den Ehemann tot auf . Wi«
sich später herausstellte , hat Krämer erst die beiden Frauenund dann sich selbst erschossen . Finanzielle Schwierigkeitensollen der Grund der Tat gewesen sein.



Gememde -IKundschau
Da» Sa » al» Wärmrguell «.

Im Band 18 der Monographien deutscher Städte (Deut¬
scher Kommunalvertag G. m. b. H. ) besaht sich Ür. Wilhelm
Bertrl »m«n« in sehr interessanter Weise mit den Problemen ,
die die Gasversorgung der deutschen Städte und auch der
deutschen Landwirtschaft gegenwärtig bieten. Einleitend
wesst er darauf hin, dqß in England auf den Kopf d-r Be¬
völkerung mehr als 166 Kubikmeter Gas tedfcauqjt werden,
bei uns in Deutschland dagegen, erst 86 Kubikmeter, wäh¬
rend der « merikaurr im Durchschnitt sogar zwSlfmnl seviel
Ge» verbraucht al» der Deutsche . SS ist ein deutliche » Zei¬
chen der Verarmung , daß unser Gasverbrauch jetzt erst den
Stand von 1Ö14 wieder erreicht, inzwischen sogar ein wenig
überschritten hat .

Das Gas al» Heizstoff, so führt Vr. Bertelman « au», ist
selbstverständlich teurer als die festen Brennstoffe, al» die
Kohle in jeder Form , wenn man Wärmeeinheit gegen War .
meeinheit rechnet . Der Wirkungsgrad des Gasfruers ist
aber stets beträchtlich höher als der einer Kohlenfeuerung.
Die Feuerstätte wird in ihrer Größe beim Gas nur durch
ihren Zweck , nicht durch den Brennstoff bestimmt, und die
Bedienung der Feuerung fällt vollständig weg . Infolge -
dessen vermindern sich die Rebrnänsgaben der Heizung beim
Gas derartig stark , dah die Mehrkosten der Wärmeeinheit
mehr al » augehoben werden.

Die sparsame Brennstoffwirtschast bei »er Gaserzeugung
hat man durch Ausbildung geeigneter Ofen und geeigneter
Verfahren zu erreichen gewußt. Der Kammerofen in seinen
verschiedenen Gestalten ermöglicht di« Erzeugung eines hoch¬
wertigen Gases, verbunden mit der Herstellung eines guten
Hüttenkokses. Er versetzt dadurch das Gaswerk in die Lage,
unbeschadet seines Haupterzeugniffes , des GaseS, den Bedarf
an Koks auch für metallurgische Zwecke zu befriedigen, so
daß die Bewertung des Gaskokses als eine minderwertige
Koksart heute durchaus nicht mehr berechtigt ist .

Die praktische Erfahrung hat uns gelehrt, daß daS moderne
Gaswerk am wirtschaftlichsten arbeitet , wenn es für eine
möglichst große Leistung eingerichtet ist. Während z. B. bei
kleinen Gaswerken der Wärmeverlust des verarbeiteten Roh¬
stoffes selten weniger als 50 Proz . beträgt , geht dieser bei
modernen großen Werken auf etwa 26 Proz . zurück .. Hier
haben wir schon eine günstige Gelegenheit zu sparsamer
Brennstoffwirtschaft. Daher geht daS heutige Bestreben da.
hin, die kleinen Werke stillzulegeu und ihre Gebiete von
großen Werkenan ? zu versorgen. Hierfür kommt uns wiederum
die Erfahrung und der Fortschritt der letzten Jahrzehnte
zugute, in denen wir es gelernt haben, Gas mit verhältnis -
mäßig geringen Kosten und geringen Verlusten über weite
Strecke« fortzuleiten . Es sind daraus die Gasfernversor¬
gungen entstanden, deren Deutschland heute bereits eine
große Anzahl aufweist.

Die alten Fernversorgungsanlagen litten unter beträcht¬
lichen Gasverlusten , di« durch Undichtigkeiten an den Rohr¬
verbindungen ensstanden. Heute werden die Stahlrohre
durch autogene Schtveißung miteinander verbunden, und da¬
her sind die inodernen Leitungen praktisch als völlig dicht
anzusehen. Ist man imstanve, sie hinreichend zu belasten,
so stellen sich die Beförderungskosten überaschend niedrig.
Selbst bei Enffernungen bis 160 Kilometer erreichen sie je
Kubikmeter Gas selten mehr als 1 Pfennig . Wohl alle
Großstädte Deutschlands betrieben heute die Gasversorgung
oder planen , sie für ihre Umgebung einzurichten : ganze Pro¬
vinzen will man auf diese Weise an den Segnungen des
Gases teilnehmen lassen .

Diese Durchbildung der Ferngasversorgung bringt uns
auch der Lösung eines alten Problems näher , nämlich der
Gaserzeugung am Fundort der Kohle und der Zuleitung
dieses GaseS unter hohem Druck in die Bersorgungsgebiete .
Wir haben manche Brennstoffe, die infolge ihres hohen Was.
sergehalts teure Frachten nicht vertragen ; die Rohbraun¬
kohle zählt in erster Linie zu ihnen. Kann man daraus
an Ort und Stelle ein gutes Gas erzeugen und dies durch
Fernleitungen den Städten und Industriezentren zuführen ,
jo ist damit ein wichtiger Schritt auf dem Gebiete der
Brennstoffersparnis getan.

Dir t« Billtug»«. Der Stadtvat hat nun¬
mehr beschlossen, die viel umstritten« Rathausfrage in der
Form dem Bürgerausschutz zuzuleiten , daß da« alte Pfarr -
ha«? so umgebaut werden sml, daß der Lrepvenaiebel echal-
ten bleibt und nur ein« Dachwohnung eingebaut wird . Die¬
ser Umbrm wird mit 88 006 TM veranschlagt. Dazu kommt
noch dt« Instandsetzung des bisherigen Rathauses , fo daß der
gesamte Umbau auf etwa 164766 TM kommt . Ob auch der
ursprünglich geplante BerbtndungSgang zum alten Rathaus
hergestellt werden wird, steht noch dahin. Im alten Rathaus
sollen die Sammlungen ausgebaut werde«, wofür 18 006 TM
vorgesehen find . Der Umbau, des alten Kaufhaus«» soll nur
auf das Notwendigste, wie Ginbau der Poltzerwache, be¬
schränkt werden.

Ikurze Vlscbricbten «us Laden
DZ . Mannheim, 13 . Juli . Gestern vormittag wurde in

der Hafenstraße 74 die au» 4 Personen bestehende Familie
eine» Sägers in dem Schlafzimmer durch Gas vergiftet tot
«nfgefnnden. Die eingeleiteten Erhebungen ergaben, daß der
40 Jahre alte Mann sich gestern cchend mit seiner Familie
— seiner 48 Jahre alten Frau und zwei Knaben im Alter
von 7 und 8 Jahren — in seiner Wohnung eingeschloffen
und di« Zugangstüre sogar veruagelt und da«« de« GaS-
hah« an der Lampe geöffnet hatte. Die Ursache der Tat
wird in zerrütteten Familienverhältniffen vermutet . Der
Mann soll den größten Teil seines Verdienstes für sich ver¬
braucht haben, während die Frau kränklich war . Rach ärzt¬
lichem Gutachten ist

'der Tod bei allen 4 Personen bereits '
einige Stunden vor der gewaltsamen Öffnung der Wohnung
eingetreten .

DZ . Mannheim , 12. Juli . Im Großkraftwerk Rheinau
explodierte ein 36 üüü -Bolt -Olschalter. Der angerichtete Sach¬
schaden ist beträchtlich . Personen wurden nicht verletzt .

DZ . Bruchsal, 12. Juli . Hofvat Karl Fremmelspacher
feiert am nächsten Sonntag in »er hiesigen Hofkirche sein
goldenes Priesterjnbiläu « . Der Jubilar steht im 77 . Le¬
bensjahre .

ep . SinSheim, 12. Juli . Am Sonntag fand in der hie»
stgen evang. Stadtkirche das Jahresfest der bad. Landesbibrl »
gesellschaft statt . Es begann mit einem Schülergottesdienst.
Prälat D. Schmitthrnuer besprach mit den Kindern das
Gleichnis vom Säemann und vom vierfachen Ackerland . Um
2 Uhr begassn der Festgottesdienst. Der Kirchenchor unter
Leitung von Hauptlehrer Christmann und der Posaunenchor
von Hoffenheiur verschönten den Gottesdienst, zu diesen Chor¬
gesängen und Jnstrumentalweisen kamen noch Violinvorträge
mit Orgelbegleitung der Herren Grether und Christmann .
Dekan Eisen begrüßte die Festgemeinde namens des Kirchen¬
gemeinderats und des Kircheriöezirks . Die Zeitprobleme er¬
fassend zog der Festprediger, Rektor Kampp aus Heidelberg,
einen Vergleich zwischen der Tageszeitung und der Bibel :
Wir brauchen die Bibel für die Welt um uns , in uns und
über uns . Der Jahresbericht , von Prälat D. Schmitthenner
vorgetragen , erzählte , daß im Jahre 1826 7802 Bibeln,
7881 Neue Testamente, 162 Biblische Andachten , 6325 Bibel-
teile verkauft worden sind . Ihre billige Abgabe war nur
dadurch ermöglicht, daß aus der Kollekte vom Sonntag Ju »
dika 17 000 TM zur Verfügung standen.

DZ . Pforzheim, 12 . Juli . Am Samstag fand hier die
Grundsteinlegung zu dem neuen Svarkassengebäude statt.

DZ . Lahr, 12 . Juli . Di« Freiwillige Feuerwehr feiert in
der Woche vom 6.- 8. August das Fest ihres 86 jährigen Be¬
stehens.

DZ . Salem , 12. Juli . Anläßlich des 66. Geburtstages des
Prinzen Max von Baden zogen am Borabend die Vereine
im Fackelzug vor das Schloß zu einer Serenade . Am Sonn¬
tag veranstaltete Salem einen Festtag . Bürgermeister Sorg
überbrachte dem Prinzen die Glückwünsche der Gemeinden.
Nach dem Festgottesdienst im Münster und im evangelischen
Betsaal versammelten sich im Schloß die Bürgermeister des
Bezirks, der Gemeinderat von Salem sowie die Beamten des
herrschaftlichen Bezirks, um die Glückwünsche auszusprechen.
E >n Waldfest beschloß die Feier ,

DZ . Frendenftadt , 13. Juli . Die schweren Gewitter der
letzten Woche haben in der Gegend zwischen Besenfeld und
Erzgrube große Verheerungen angerichtet und Sp «re» der
Verwüstung hinterlaffen . Der Sturm hat in den Waldungen
de» oberen Nagoldtale« unterhalb Schorvental übel gehaust
und ganze Waldstvecken verwüstet, wodurch den privaten
Waldbesitzern unermeßlicher Schaden entstanden ist . Ein
schwerer Sturmwirbel ging durch das Taubertal , der sich
auch in die Seitentäler am Rendelteich und Kirchbühl herein¬
drückte und di« Stangenhölzer niederlegte, als wäre eine
Dampfwalze darübergegangen, unter dem Altholz di« stärk -
sten Stämme abrasierte , wie Zündhörzer zerbrach oder mit
Wurzelballen kreuz und quer zur Erde niederlegte. Die
Stätte schlimmster Verwüstung ist am sog. Rendelteich. Der
angerichbete Schaden ist ganz bedeutend.

Verschiedenes
Zur Unwetterkatastrophe im Erzgebirge. Das amerikanische

Rote Kreuz hat seine aufrichtige Teilnahme an der Unwetter¬
katastrophe im Erzgebirge telegraphisch ausgedrückt und an¬
gefragt , ob seine Dienste erwünscht seien .

11 Opfer eines Elseubahnzugzusammensteßes. Bei einem
Zusammenstoß zwischen einem Personenzug und einem Gü¬
terzug wurden in Toledo 11 Personen getötet. Ein Wagen
des Personenzuges wurde von einem Güterwagen vollständig
begraben, der mit Zement beladen war .

Großfeuer . 35 Geschäfte und 20 Privatwohnungerl in der
kleinen Stadt Blockton rn der Nähe von Birmingham sind
durch eine Feuersbrunst zerstört worden. Der Schaden be¬
trägt nahezu 100 000 Pfund Sterling .

Dsndel und Mirtscdatt
Berliner Devisennotierungen

13. Juli 12- Juli
’

« <u> Brief Seid » ries
Amsterdam 100 G. 168 .65 168 .99 168 .48 169.82
Kopenhagen IM Kr. 112.54 112 .76 112,46 112.68
Italien . . 100 8 . 22 .695 22 .936 22 .865 22 .99
London . . IPfd . 20.435 20 .475 20.425 20.465
Newyork . 1 D . 4.209 4 .217 4.207 4.2215
Paris . . IM Fr . 16 .475 16.515 16 .47 16.51
Schweiz . . IM Fr . 81 .04 8120 80 .95 81.115
Wien IM Schilling 59.28 59.40 59 .24 59 .36
Prag . . IM Kr 12.475 12.496 12.47 12 .49

Staatsanzeiger
Bekanntmachung
Erste Prüfung für das Höhere Lehr-

amt an Handelsschulen, Herbst 1927 .
Die nach Maßgabe der Verordnung des Staatsministerium »

vour 17. Mai 1822 über die Ausbildung und Prüfung für
das Höhere Lehramt an Handelsschulen (Gesetz- und Verord¬
nungsblatt 1822 Rr . 39) abguhaltende Prüfung wird am

2« . September 1927
vormittags 8 Uhr

in Karlsruhe , beginnen.
Gesuche um Zulassung zu dieser Prüfung sind gemäß
12 bzw . 8 27 a . a . O. unter Beifügung der daselbst ver-

ngten Nachweise bis spätestens 16. August 1827 beim dies-
fettigen Ministerium einzureichen.

Ministerium des Kultus und Unterrichts.

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen. Zuruhesetzungen usw

der plamnäßigen Beamten
Aus dem Bereich kes Ministeriums des Innern

Bersrtzt:
Verwaltungsinspektor Oskar Gilbert beim Oberversiche-

rungsamt Karlsruhe zum Bezirksamt Pforzheim .

Statt besonderer Anzeige .
Heute verschied nach kurzem Leiden, im 85 . Lebensjahr, mein lieber

Mann, unsertreusorgenderVater, Großvater, Schwager u. Schwiegervater

KARL SALZER
Geh . Oberregierungsraf a . D.

Ritter hoher Orden .
» Im Namen der Hinterbliebenen:

Elise Salzer , geb . Barth
Elise Helbing , geb . Salzer ,
Marie Dahlinger , geb . Salzer
Helene Salzer
Carl Helbing , Fabrikbesitzer
Ernst Dahlinger , Oberregierungsbaurat
und 7 Enkel.

Karlsruhe -Emmendingen , den 12 ; Juli 1927 .
Trauerhaus : Karlstraße 94 . @ .557

Die Feuerbestattung findet am Donnerstag , 14. J« li 1927 , nachm . 7,3 Uhr statt
Man bittet von Trauerbesuchen gütigst Abstand nehmen zu wollen und Blumen¬

spenden im Sinne des Entschlafenen zu unterlassen .

Operette im Konzerthaus
P :

MorgenDonnerstag , 14. Juli 1927 , abds .7*/i Uhr
Der WelterfolgMariza

Karten bei Müller , Kaiserstraße ; HelzSChuh , Werder¬
straße ; Brunnert , Kaiserallee ; Ksnzertbauskasse und

telephonisch (7260) zu Mark 1.50 bis 5 .50.
Freitag zum erstenmal : Die Zirkusprinzess ia.

Malerarbeiten für den
Reuanstrich von eisernen
Bahnbrücken im Bezirk des
Reichsbahnbauamts Frei,
bürg auf Grund der vor¬

läufigen Verdingungsvor¬
schriften vom 1 . Juni 1924
offenst , zu vergeben Beding-
nishest auf Zimmer 5 Wil-
helmstr. 19 zur Einsicht , dort

auch Abgabe der Angebots¬
vordrucke soweit Vorrat ge¬
gen Ersatzvon2,30 (oljne
Porto ! Betrag nicht inBrief -
marken. Sittiche Befichti -
gung der Brücken vor Ab¬
gabe de» Angebots erforder¬
lich. Angebotemit Aufschrift
„Malerarbeiten "v« schloffen
und postfrei bl» Engsten »
Mittwoch , de« 27. Juli 1827,
vorm . 16 Uhr bei mir ein¬
zureichen . Zuschlagsfrist
10. August 1927. L .81

Fveiburg, 8. Juli 1927.
DentscheReichSbahngefellscheft
Vorstand de» Reichsbahn-

bauamt » .

Städtische Sparkaste Miesioch
Bilanz auf 31. Dezember 1926 .

Aktiv «. JM
1 . Kaffendestand . . . . . 22 712 .91
2. Guthaben bei Banken,

Girozentrale und Post¬
scheckamt . 176 352 .55

3 . Wertpapiere . . . . 55 560 .62
4 . Wechsel . 22 703.60
5 . Darlehen a . Hypotheken 350 817 .08
6. Darlehen in laufender

Rechnung . 453 240 .38
7 . Darlehen auf Schuld¬

schein . 312 958 .02
8 . Darlehen an Gemeinden 212 060 .—
9 . Einnahme -Rückstände . 16 67627

16. Gebäude . . . . . 20000 .-
11. Gerätschaften . - . • 30Ö0.—
12. Aufwertungskonto • •

(Vorauszahlungen auf
Aufwertungsguthaben ! 3 543 .56

1654 564 .9»

Passiva . m
1 . Spareinlagen . . . . 1080 797 .96
2 . Scheck - u . Kontokorrent- -

einlagen . 302 546 .55
3 . Anleihe und andere

Schulden . 57 488 .40
4. Ausgaberückstände . . 262 .15
5. Aufwertungskonto

(zurückbezahlte Auftber-
tUNgs-Hhpotheken ) . . 25 721 .11

6 . Rücklagekonto :
a) Vortrag p 31 . 12 . 25

97 839 .06
d>Sonderrü <La .

Eff .Aufwert . 55170 .18
q Reingewinn

p . 1926 34 739 .64 187 748 .38

1654 564 .99

Berechnung der Rücklage.
Der gesetzliche Reservefonds hat zu betragen :

S *L aus m 1383 344 .51 Spar - u . Giro-Einlagen . X* 110 867.56
Er beträgt auf Schluß 1935 . 97 839 .06 „„
Zuzüglich Reingewinn 1926 . 34 739 .64 132 578 .70

Verfügbarer Uberschuß . XX 21 711 .14

Wiesloch , den 1 . Juni 1927. L- Hl

Der « er « att * ugsratr Der Geschäftsletterr
vr . Gröppler Th . Schropp

. 1 f
n

. 1 Hl- ,J
raun .

Freihändiger »

Gtaatk .Forsta »nt Frei -
vt»rg verkauft freihändig
in 8 Losen 1360 Festmeter
Radelnutzholz. Angebote in
Pr . d . LG .Pr . erbeten bis
Freitag, den 22 . Juli 1827,
nachmittags 4 Uhr . LosauS-
züge durch das Forstam

^
.

Freihändiger
Mel-MtzhotzverkMs.
Bad . Forstamt Neu¬

stadt i .'Tchw . Donnerstag,
dea21 .Juli1S27, vormllUhr :
2173 Festm. vorwiegend Fi .
Losverzeichniffe durch daS
Forstamt . 8 .107

Billinge». ß .109
Das Konkursverfahren

über das Vermögen der
Firma Hng LWößnrr, Faron-
dreherei«. Metallware«, offene
HandelsgesellschaftinGt .Geor-
gen i. Sch« , wurde nach Ab¬
haltung des Schlußtermin »
aufgehoben.

Amtsgericht ll Billiugeu .

Triberg . 2 -110
Vereinsregistereintrag

O --Z - 39: ,Fiabatt-Sparvereiu
Triberg und Umgebung" in
Triberg . Die Satzung ist
10 . Juni 1927 erichtet .

Triberg , 30 . Juni 1927 .
Amtsgericht.

i. Print-
luknftii

« Mannheim
0 . 6. 6 |
Planlwn K

UtaUMtill » 303
Maier ft Co ., (Lm .b .H .

fps
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